8. AUGUST 1983 - Gesetz zur Organisation eines Nationalregisters der natürlichen Personen
(offizielle deutsche Übersetzung: Belgisches Staatsblatt vom 7. November 1996)

Inoffizielle Koordinierung

Die vorliegende inoffizielle Koordinierung enthält die Abänderungen, die vorgenommen worden sind durch:

- die Artikel 80 und 84 des Gesetzes vom 15. Januar 1990 über die Errichtung und Organisation einer Zentralen Datenbank der sozialen Sicherheit (offizielle deutsche Übersetzung: Belgisches Staatsblatt vom 7. November 1996),

- das Gesetz vom 19. Juli 1991 über die Bevölkerungsregister und die Personalausweise und zur Abänderung des Gesetzes vom 8. August 1983 zur Organisation eines Nationalregisters der natürlichen Personen (offizielle deutsche Übersetzung: Belgisches Staatsblatt vom 7. November 1996),

- Artikel 48 des Gesetzes vom 8. Dezember 1992 über den Schutz des Privatlebens hinsichtlich der Verarbeitung personenbezogener Daten (offizielle deutsche Übersetzung: Belgisches Staatsblatt vom 7. November 1996),

- die Artikel 8, 9, 10 und 11 des Gesetzes vom 24. Mai 1994 zur Schaffung eines Warteregisters für Ausländer, die sich als Flüchtling melden oder die die Anerkennung als Flüchtling beantragen (offizielle deutsche Übersetzung: Belgisches Staatsblatt vom 7. November 1996), 

- Artikel 40 des Gesetzes vom 21. Dezember 1994 zur Festlegung sozialer und sonstiger Bestimmungen (offizielle deutsche Übersetzung: Belgisches Staatsblatt vom 7. November 1996), 

- das Gesetz vom 30. März 1995 zur Abänderung des Gesetzes vom 8. August 1983 zur Organisation eines Nationalregisters der natürlichen Personen (offizielle deutsche Übersetzung: Belgisches Staatsblatt vom 7. November 1996), 

- das Grundlagengesetz vom 30. November 1998 über die Nachrichten- und Sicherheits​dienste (offizielle deutsche Übersetzung: Belgisches Staatsblatt vom 12. Oktober 2000), 

- das Gesetz vom 11. Dezember 1998 zur Umsetzung der Richtlinie 95/46/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 24. Oktober 1995 zum Schutz natürlicher Personen bei der Verarbeitung personenbezogener Daten und zum freien Datenverkehr (offizielle deutsche Übersetzung: Belgisches Staatsblatt vom 14. September 2000),

- das Gesetz vom 27. April 1999 zur Abänderung des Gesetzes vom 8. August 1983 zur Organisation eines Nationalregisters der natürlichen Personen (offizielle deutsche Übersetzung: Belgisches Staatsblatt vom 26. Oktober 2000),

- Artikel 22 des Programmgesetzes vom 2. Januar 2001 (offizielle deutsche Übersetzung: Belgisches Staatsblatt vom 2. März 2001),

- das Gesetz vom 31. Mai 2001 zur Abänderung des Gerichtsgesetzbuches und des Gesetzes vom 8. August 1983 zur Organisation eines Nationalregisters der natürlichen Personen (offizielle deutsche Übersetzung: Belgisches Staatsblatt vom 9. Januar 2002),

- Artikel 107 des Programmgesetzes vom 24. Dezember 2002 (I) (offizielle deutsche Übersetzung: Belgisches Staatsblatt vom 26. September 2003),

- das Gesetz vom 25. März 2003 zur Abänderung des Gesetzes vom 8. August 1983 zur Organisation eines Nationalregisters der natürlichen Personen und des Gesetzes vom 19. Juli 1991 über die Bevölkerungsregister und die Personalausweise und zur Abänderung des Gesetzes vom 8. August 1983 zur Organisation eines Nationalregisters der natürlichen Personen (offizielle deutsche Übersetzung: Belgisches Staatsblatt vom 10. Oktober 2003),

- Artikel 400 des Programmgesetzes vom 22. Dezember 2003 (offizielle deutsche Übersetzung: Belgisches Staatsblatt vom 20. September 2004),

- Artikel 96 des Programmgesetzes vom 9. Juli 2004 (offizielle deutsche Übersetzung: Belgisches Staatsblatt vom 18. November 2004),

- Artikel 448 des Programmgesetzes vom 27. Dezember 2004 (offizielle deutsche Übersetzung: Belgisches Staatsblatt vom 17. November 2005),

- das Gesetz vom 22. März 2006 zur Abänderung des Gesetzes vom 4. Juli 1962 über die öffentliche Statistik und des Gesetzes vom 8. August 1983 zur Organisation eines Nationalregisters der natürlichen Personen (offizielle deutsche Übersetzung: Belgisches Staatsblatt vom 8. Februar 2007),

- Artikel 166 des Programmgesetzes (I) vom 27. Dezember 2006 (offizielle deutsche Übersetzung: Belgisches Staatsblatt vom 1. Juni 2007),

- Artikel 4 des Gesetzes vom 25. April 2007 zur Festlegung verschiedener Bestimmungen (IV) (deutsche Übersetzung: Belgisches Staatsblatt vom 12. September 2007),

- Artikel 52 des Gesetzes vom 9. Mai 2007 zur Abänderung verschiedener Bestimmungen in Bezug auf die Verschollenheit und die gerichtliche Todeserklärung (deutsche Übersetzung: Belgisches Staatsblatt vom 20. Oktober 2009),

- das Gesetz vom 15. Mai 2007 zur Übertragung der Befugnis an den sektoriellen Ausschuss des Nationalregisters, zum Zugriff auf die Informationen des Warteregisters und des Personalausweisregisters zu ermächtigen (deutsche Übersetzung: Belgisches Staatsblatt vom 12. November 2008).

Diese inoffizielle Koordinierung ist von der Zentralen Dienststelle für Deutsche Übersetzungen in Malmedy erstellt worden.

8. AUGUST 1983 - Gesetz zur Organisation eines Nationalregisters der natürlichen Personen

Artikel 1 - [§ 1] - Das Nationalregister ist ein Datenverarbeitungssystem, das gemäß den Bestimmungen des vorliegenden Gesetzes die Registrierung, die Speicherung und die Mitteilung von Informationen über die Identifizierung von natürlichen Personen gewährleistet.


[§ 2 - Das Nationalregister stellt den in Artikel 5 erwähnten Behörden, Einrichtungen und Personen eine nationale Datei zur Verfügung, mit der:


a) der Informationsaustausch zwischen Verwaltungen vereinfacht wird,


b) die Dateien des öffentlichen Sektors in Bezug auf die allgemeinen Informationen über die Bürger automatisch fortgeschrieben werden, insofern das Gesetz, das Dekret oder die Ordonnanz es erlaubt,


c) die kommunale Verwaltung der Bevölkerungsregister rationalisiert wird,


d) bestimmte administrative Formalitäten, die von den Bürgern verlangt werden, vereinfacht werden.]

[Art. 1 § 1 nummeriert und § 2 eingefügt durch Art. 2 des G. vom 25. März 2003 (B.S. vom 28. März 2003)]

Art. 2 - Ins Nationalregister eingetragen werden:


1. Personen, die in den Bevölkerungs- oder Fremdenregistern eingetragen sind, die in den Gemeinden geführt werden,


2. Personen, die in den Registern eingetragen sind, die in den belgischen diplomatischen Missionen und konsularischen Vertretungen im Ausland geführt werden,


[3. Personen, die im Warteregister eingetragen sind, das in Artikel 1 Absatz 1 Nr. 2 des Gesetzes vom 19. Juli 1991 [über die Bevölkerungsregister, die Personalausweise, die Ausländerkarten und die Aufenthaltsdokumente] und zur Abänderung des Gesetzes vom 8. August 1983 zur Organisation eines Nationalregisters der natürlichen Personen erwähnt ist.]


Jeder Person wird bei ihrer ersten Eintragung ins Nationalregister eine Erkennungsnummer zugeteilt.  Der König bestimmt, nach welchen Regeln diese Nummer zusammengesetzt wird.

[Art. 2 Abs. 1 Nr. 3 eingefügt durch Art. 8 des G. vom 24. Mai 1994 (B.S. vom 21. Juli 1994) und abgeändert durch Art. 2 des G. vom 15. Mai 2007 (B.S. vom 8. Juni 2007)]

Art. 3 - Für jede Person werden folgende Informationen im Nationalregister registriert und gespeichert:


1. Name und Vornamen,


2. Geburtsort und -datum,


3. Geschlecht,


4. Staatsangehörigkeit,


5. Hauptwohnort,


6. [Sterbeort und ‑datum oder im Falle einer Verschollenheitserklärung Datum der Übertragung der Entscheidung zur Erklärung der Verschollenheit,]

7. Beruf,


8. Personenstand,


9. Haushaltszusammensetzung,


[10. Angabe des Registers, in dem die in Artikel 2 erwähnten Personen eingetragen sind,


11. administrative Lage der in Artikel 2 Absatz 1 Nr. 3 erwähnten Personen,]


[12. gegebenenfalls Bestehen des Identitäts- und Signaturzertifikats im Sinne des Gesetzes vom 9. Juli 2001 zur Festlegung bestimmter Regeln in Bezug auf rechtliche Rahmenbedingungen für elektronische Signaturen und Zertifizierungsdienste,


13. gesetzliches Zusammenwohnen,]


[14. Aufenthaltssituation für die in Artikel 2 erwähnten Ausländer.]


Nachträgliche Abänderungen an den in Absatz 1 erwähnten Informationen werden jeweils mit dem Datum, ab dem sie gelten, im Nationalregister angegeben.


Auf Antrag einer Gemeindeverwaltung können weitere Informationen im Nationalregister registriert werden.  Sie dürfen nur der öffentlichen Behörde mitgeteilt werden, die sie geliefert hat.


Die Informationen werden ab dem Todestag der Person, auf die sie sich beziehen, noch dreißig Jahre aufbewahrt.

[Art. 3 Abs. 1 Nr. 6 ersetzt durch Art. 52 des G. vom 9. Mai 2007 (B.S. vom 21. Juni 2007); Abs. 1 Nr. 10 und 11 eingefügt durch Art. 9 des G. vom 24. Mai 1994 (B.S. vom 21. Juli 1994); Abs. 1 Nr. 12 und 13 eingefügt durch Art. 3 des G. vom 25. März 2003 (B.S. vom 28. März 2003); Abs. 1 Nr. 14 eingefügt durch Art. 166 des G. (I) vom 27. Dezember 2006 (B.S. vom 28. Dezember 2006)]

Art. 4 - Die mit der Führung der in Artikel 2 erwähnten Register beauftragten Behörden übermitteln dem Nationalregister von Amts wegen die in Artikel 3 Absatz 1 und 2 aufgeführten Informationen.


Sie sind für die Übereinstimmung der übermittelten Informationen mit den in ihrem Besitz befindlichen Akten und Dokumenten verantwortlich.


[Die Informationen, die aufgrund von Artikel 3 Absatz 1 und 2 im Nationalregister registriert und gespeichert sind, haben bis zum Beweis des Gegenteils Beweiskraft. Diese Informationen können rechtsgültig als Ersatz für Informationen benutzt werden, die in den in Artikel 2 erwähnten Registern enthalten sind. Wer einen Unterschied zwischen den Informa​tionen des Nationalregisters und den Informationen aus den in Artikel 2 erwähnten Registern feststellt, muss dies unverzüglich mitteilen.]


[Der König legt die Modalitäten der Informationsübermittlung an das Nationalregister und die Weise, wie vorerwähnte Mitteilung erfolgen muss, fest.]

[Art. 4 neuer Absatz 3 eingefügt durch Art. 4 Nr. 1 des G. vom 25. April 2007 (B.S. vom 8. Mai 2007); Abs. 4 ersetzt durch Art. 4 Nr. 2 des G. vom 25. April 2007 (B.S. vom 8. Mai 2007)]

Art. 5 - [[Die Ermächtigung, auf die in Artikel 3 Absatz 1 und 2 des vorliegenden Gesetzes erwähnten Informationen zuzugreifen oder Mitteilung davon zu erhalten, und die Ermächtigung, auf die Informationen über die im Warteregister eingetragenen Ausländer zuzugreifen, die in Artikel 1 § 1 Absatz 1 und 2 des Gesetzes vom 19. Juli 1991 über die Bevölkerungsregister, die Personalausweise, die Ausländerkarten und die Aufenthaltsdokumente und zur Abänderung des Gesetzes vom 8. August 1983 zur Organisation eines Nationalregisters der natürlichen Personen erwähnt sind, werden von dem durch Artikel 15 eingesetzten sektoriellen Ausschuss des Nationalregisters erteilt:]

1. an belgische öffentliche Behörden für Informationen, die sie aufgrund eines Gesetzes, eines Dekrets oder einer Ordonnanz zu kennen befugt sind,


2. an öffentliche oder private Einrichtungen belgischen Rechts für Informationen, die für die Erfüllung von Aufgaben allgemeinen Interesses, die ihnen durch oder aufgrund eines Gesetzes, eines Dekrets oder einer Ordonnanz anvertraut werden, oder von Aufgaben, die von dem oben erwähnten sektoriellen Ausschuss ausdrücklich als solche anerkannt werden, erforderlich sind,


3. an natürliche oder juristische Personen, die als Subunternehmer der in Nr. 1 und 2 erwähnten belgischen öffentlichen Behörden beziehungsweise öffentlichen oder privaten Einrichtungen belgischen Rechts handeln; die eventuelle Weitervergabe erfolgt auf Betreiben, unter der Kontrolle und unter der Verantwortung dieser Behörden und Einrichtungen; diese Subunternehmer müssen sich ausdrücklich verpflichten, die Bestimmungen des vorliegenden Gesetzes und des Gesetzes vom 8. Dezember 1992 über den Schutz des Privatlebens hinsichtlich der Verarbeitung personen​bezogener Daten einzuhalten, und treffen zu diesem Zweck die erforderlichen Maßnahmen; sie teilen diese Maßnahmen den Personen, für die sie als Subunternehmer auftreten, mit,


4. an Notare und Gerichtsvollzieher für Informationen, die sie aufgrund eines Gesetzes, eines Dekrets oder einer Ordonnanz zu kennen befugt sind,


5. an die Apothekerkammer, damit ihren Mitgliedern der Hauptwohnort eines Kunden mitgeteilt werden kann, dem ein gesundheitsgefährdendes Arzneimittel abgegeben worden ist,


6. an die Kammer der französischsprachigen und deutschsprachigen Rechtsanwaltschaften und die Kammer der flämischen Rechtsanwaltschaften, nur damit Anwälten Informationen mitgeteilt werden können, die sie zur Erfüllung ihrer Aufgaben als Hilfsorgane der Justiz benötigen.]

[Der sektorielle Ausschuss beurteilt, ob die Zwecke, für die der Zugriff auf die Daten des Nationalregisters der natürlichen Personen oder die Mitteilung dieser Daten beantragt worden ist, und die Zwecke, für die der Zugriff auf die Daten des Warteregisters beantragt worden ist, genau bestimmt, deutlich und rechtmäßig sind und gegebenenfalls, ob die beantragten Daten des Nationalregisters oder des Warteregisters angemessen, sachdienlich und nicht übertrieben im Verhältnis zu diesen Zwecken sind.]

[Der sektorielle Ausschuss überprüft, ob der Zugriff oder die Mitteilung in Übereinstimmung mit dem vorliegenden Gesetz, dem Gesetz vom 8. Dezember 1992 über den Schutz des Privatlebens hinsichtlich der Verarbeitung personenbezogener Daten und ihren Ausführungs​bestimmungen und anderen sachdienlichen Normen in Sachen Schutz des Privatlebens oder personenbezogener Daten erfolgt, bevor er eine Ermächtigung erteilt.


Der sektorielle Ausschuss richtet binnen dreißig Tagen nach seinem Beschluss eine Kopie davon an den Minister des Innern und den Minister der Justiz.


Der König bestimmt nach Stellungnahme des sektoriellen Ausschusses durch einen im Ministerrat beratenen Erlass die Fälle, für die keine Ermächtigung erforderlich ist.]


[...]

[Art. 5 Abs. 1 ersetzt durch Art. 4 des G. vom 25. März 2003 (B.S. vom 28. März 2003); Abs. 1 einleitende Bestimmung ersetzt durch Art. 3 Nr. 1 des G. vom 15. Mai 2007 (B.S. vom 8. Juni 2007); Abs. 2 ersetzt durch Art. 3 Nr. 2 des G. vom 15. Mai 2007 (B.S. vom 8. Juni 2007); Abs. 3 bis 5 eingefügt durch Art. 4 des G. vom 25. März 2003 (B.S. vom 28. März 2003); Abs. 6 (früherer Absatz 3) eingefügt durch Art. 10 des G. vom 24. Mai 1994 (B.S. vom 21. Juli 1994) und aufgehoben durch Art. 3 Nr. 3 des G. vom 15. Mai 2007 (B.S. vom 8. Juni 2007)]

Art. 6 - [§ 1 - Die in Artikel 5 erwähnten Behörden, Einrichtungen und Personen, die ermächtigt sind, die Daten des Nationalregisters einzusehen, dürfen diese Daten nicht mehr direkt bei einer Person anfordern.


§  2 - Sobald Daten dem Nationalregister übermittelt und in diesem Register eingetragen worden sind, ist die betreffende Person nicht mehr verpflichtet, sie unmittelbar den in Artikel 5 erwähnten Behörden, Einrichtungen und Personen, die ermächtigt sind die Daten im Nationalregister einzusehen, mitzuteilen.]

[Art. 6 ersetzt durch Art. 5 des G. vom 25. März 2003 (B.S. vom 28. März 2003)]

Art. 7 - Für die Übermittlung von Informationen seitens der lokalen Behörden und für die Leistungen des Nationalregisters können Gebühren erhoben werden, deren Höhe vom König festgesetzt wird.


[Übt der Inhaber des Personalausweises seine in Artikel 6 § 3 Absatz 2 des Gesetzes vom 19. Juli 1991 [über die Bevölkerungsregister, die Personalausweise, die Ausländerkarten und die Aufenthaltsdokumente] und zur Abänderung des Gesetzes vom 8. August 1983 zur Organisation eines Nationalregisters der natürlichen Personen erwähnten Rechte in einer Einrichtung oder Organisation, die die Ausübung dieser Rechte im Rahmen einer nicht öffentlichen Anwendung anbietet, aus, bestimmt der König die Gebühren, die dieser Einrichtung oder Organisation berechnet werden.]

[Art. 7 Abs. 2 eingefügt durch Art. 400 des G. vom 22. Dezember 2003 (B.S. vom 31. Dezember 2003) und abgeändert durch Art. 4 des G. vom 15. Mai 2007 (B.S. vom 8. Juni 2007)]


Art. 8 - [§ 1 - Die Ermächtigung zur Benutzung der Erkennungsnummer des Nationalregisters wird von dem in Artikel 15 erwähnten sektoriellen Ausschuss des Nationalregisters den in Artikel 5 Absatz 1 erwähnten Behörden, Einrichtungen und Personen erteilt. Der sektorielle Ausschuss richtet binnen dreißig Tagen nach seinem Beschluss eine Kopie davon an den Minister des Innern und den Minister der Justiz.


Der König bestimmt nach Stellungnahme des sektoriellen Ausschusses durch einen im Ministerrat beratenen Erlass die Fälle, für die keine Ermächtigung erforderlich ist.


Die Ermächtigung zur Benutzung der Erkennungsnummer des Nationalregisters beinhaltet die Verpflichtung, diese Erkennungsnummer für Kontakte mit dem Nationalregister der natürlichen Personen auch zu benutzen.


Netzanschlüsse, die sich aus der Benutzung der Erkennungsnummer des Nationalregisters ergeben, werden im Ermächtigungsantrag ausdrücklich vermerkt, damit der sektorielle Ausschuss das Verzeichnis der Netzanschlüsse veröffentlichen kann. Änderungen an den Netzanschlüssen, die sich aus der Benutzung der Erkennungsnummer des Nationalregisters ergeben, müssen vorher dem sektoriellen Ausschuss zur Billigung vorgelegt werden. Der sektorielle Ausschuss richtet binnen dreißig Tagen nach seinem Beschluss eine Kopie davon an den Minister des Innern und den Minister der Justiz. Der König bestimmt nach Stellungnahme des sektoriellen Ausschusses durch einen im Ministerrat beratenen Erlass die Fälle, für die keine Ermächtigung erforderlich ist.


Vorhergehender Absatz findet keine Anwendung auf Netzanschlüsse und Datenübertragungen, für die eine Ermächtigung von einem beim Ausschuss für den Schutz des Privatlebens eingesetzten sektoriellen Ausschuss erteilt wird.


§ 2 - Bei Ermächtigung zur Benutzung der Erkennungsnummer des Nationalregisters müssen die Bestimmungen von Artikel 10 eingehalten werden.


Die Erkennungsnummer des Nationalregisters darf nicht ohne Ermächtigung oder zu anderen Zwecken als denen, für die eine Ermächtigung erteilt wurde, benutzt werden.]

[Art. 8 ersetzt durch Art. 6 des G. vom 25. März 2003 (B.S. vom 28. März 2003)]


[Art. 8bis - Die in den Artikeln 5 bis 8 erwähnten Formalitäten sind nicht anwendbar auf Anträge, die vom Landesamt für Statistiken aufgrund von Artikel 9 des Gesetzes vom 4. Juli 1962 über die öffentliche Statistik eingereicht werden.]

[Art. 8bis eingefügt durch Art. 22 des G. vom 2. Januar 2001 (B.S. vom 3. Januar 2001, Err. vom 13. Januar 2001)]
Ab einem gemäß Art. 42 des G. vom 22. März 2006 (B.S. vom 21. April 2006) vom König festzulegenden Datum lautet Art. 8bis wie folgt:

“[Art. 8bis - [...]]

[Art. 8bis eingefügt durch Art. 22 des G. vom 2. Januar 2001 (B.S. vom 3. Januar 2001, Err. vom 13. Januar 2001) und aufgehoben durch Art. 40 des G. vom 22. März 2006 (B.S. vom 21. April 2006)]”

Art. 9 - [Die Verwaltung, die die Datei des Nationalregisters verwaltet, gilt als Vermittler zwischen den kommunalen Bevölkerungsdiensten, die für die Identifizierung verantwortlich sind und die die Anträge auf qualifizierte elektronische Identitäts- und Signaturzertifikate entgegennehmen, dem akkreditierten Zertifizierungsdiensteanbieter, [dem Ausweis- beziehungsweise Kartenhersteller, dem Ausweis- beziehungsweise Kartenpersona​lisator und dem Ausweis- beziehungsweise Karteninitialisator], wie erwähnt im Gesetz vom 19. Juli 1991 über [die Bevölkerungsregister, die Personalausweise, die Ausländerkarten und die Aufenthaltsdokumente].]

[Art. 9 ersetzt durch Art. 7 des G. vom 25. März 2003 (B.S. vom 28. März 2003) und abgeändert durch Art. 5 Nr. 1 und 2 des G. vom 15. Mai 2007 (B.S. vom 8. Juni 2007)]

Art. 10 - [Öffentliche Behörden und öffentliche oder private Einrichtungen, die Zugriff auf die Informationen des Nationalregisters oder Mitteilung dieser Informationen erhalten haben, bestimmen innerhalb oder außerhalb ihres Personals einen Berater für Informationssicherheit und Schutz des Privatlebens, der unter anderen die in Artikel 17bis des Gesetzes vom 8. Dezember 1992 über den Schutz des Privatlebens hinsichtlich der Verarbeitung personenbezogener Daten erwähnte Funktion eines Datenschutzbeauftragten erfüllt. Die Identität des Beraters für Informationssicherheit und Schutz des Privatlebens wird dem in Artikel 15 erwähnten sektoriellen Ausschuss des Nationalregisters mitgeteilt. Diese Mitteilung ist nicht erforderlich, wenn sie durch oder aufgrund eines anderen Gesetzes, eines anderen Dekrets oder einer anderen Ordonnanz von einem anderen sektoriellen Ausschuss gemacht werden muss.]

[Art. 10 aufgehoben durch Art. 42 des G. vom 11. Dezember 1998 (B.S. vom 3. Februar 1999) und wieder aufgenommen durch Art. 8 des G. vom 25. März 2003 (B.S. vom 28. März 2003)]

Art. 11 - Personen, die bei der Ausübung ihres Amtes an der Sammlung, Verarbeitung oder Übermittlung der in den Artikeln 3 und 5 erwähnten Informationen beteiligt sind, sind an das Berufsgeheimnis gebunden.  Sie haben darüber hinaus alles Erforderliche zu tun, um die Informationen fortzuschreiben, fehlerhafte Informationen zu berichtigen und überholte oder durch ungesetzliche beziehungsweise betrügerische Mittel erhaltene Informationen zu löschen.


Sie müssen alle notwendigen Vorsichtsmaßnahmen zur Sicherung der registrierten Informationen treffen und insbesondere deren Entstellung, Beschädigung oder Mitteilung an Personen, die nicht zu deren Kenntnisnahme ermächtigt worden sind, verhindern.


Sie müssen sich vergewissern, dass die Programme für die automatische Datenverarbeitung auch dazu geeignet sind und deren Anwendung rechtmäßig erfolgt.


Sie müssen für die Rechtmäßigkeit der Informationsübermittlung sorgen.


Art. 12 - [§ 1 - Der Ausschuss für den Schutz des Privatlebens, eingesetzt durch das Gesetz vom 8. Dezember 1992 über den Schutz des Privatlebens hinsichtlich der Verarbeitung personen-bezogener Daten, wird mit der Führung eines Registers, in dem alle Ermächtigungen vermerkt werden, beauftragt. Das Register wird vom Ausschuss für die Öffentlichkeit zugänglich gemacht.


§ 2 - Öffentliche Behörden, öffentliche oder private Einrichtungen und Personen, die Zugriff auf Informationen des Nationalregisters oder Mitteilung dieser Informationen erhalten haben, sind verpflichtet:


1. ihre Organe oder Beauftragten, die aufgrund ihrer Befugnisse Zugriff auf die Informationen oder Mitteilung dieser Informationen erhalten haben, namentlich zu bestimmen und sie gemäß Artikel 16 § 2 des Gesetzes vom 8. Dezember 1992 über den Schutz des Privatlebens hinsichtlich der Verarbeitung personenbezogener Daten zu unterweisen; sie sind verpflichtet, eine Liste dieser Organe oder Beauftragten aufzustellen,


2. Personen, die tatsächlich mit der Verarbeitung der Informationen beauftragt sind, eine Erklärung unterzeichnen zu lassen, in der sie sich verpflichten, die Vertraulichkeit der Informationen zu wahren.]

[Art. 12 aufgehoben durch Art. 84 des G. vom 15. Januar 1990 (B.S. vom 22. Februar 1990) und wieder aufgenommen durch Art. 9 des G. vom 25. März 2003 (B.S. vom 28. März 2003)]

Art. 13 - [Wer als Täter, Mittäter oder Komplize gegen die Bestimmungen von Artikel 8 § 2 und 12 § 2 des vorliegenden Gesetzes verstößt, wird mit einer Gefängnisstrafe von acht Tagen bis zu einem Jahr und einer Geldstrafe von hundert bis zu zweitausend Euro oder mit nur einer dieser Strafen bestraft.


Wer als Täter, Mittäter oder Komplize gegen die Bestimmungen von Artikel 11 des vorliegenden Gesetzes verstößt, wird mit einer Gefängnisstrafe von drei Monaten bis zu fünf Jahren und einer Geldstrafe von tausend bis zu zwanzigtausend Euro oder mit nur einer dieser Strafen bestraft.]


Die Strafen, mit denen Komplizen bei den in Absatz 1 und 2 erwähnten Verstößen bestraft werden können, dürfen höchstens zwei Drittel der Strafen ausmachen, die ihnen als Täter für diese Verstöße aufzuerlegen wären.


Liegen mildernde Umstände vor, können die Gefängnisstrafen und Geldstrafen entsprechend reduziert werden, wobei sie aber nicht unter den Polizeistrafen liegen dürfen.

[Art. 13 Abs. 1 und 2 ersetzt durch Art. 10 des G. vom 25. März 2003 (B.S. vom 28. März 2003)]


[Art. 14 - Der König bestimmt durch einen im Ministerrat beratenen Erlass die Personen, die in Kriegszeiten oder in Zeiten, die gemäß Artikel 7 des Gesetzes vom 12. Mai 1927 über die militärischen Requirierungen damit gleichgesetzt sind, und während der Besetzung des belgischen Staatsgebiets durch den Feind mit der Zerstörung der Datenbanken des Nationalregisters beauftragt sind oder den Befehl zur Zerstörung dieser Datenbanken geben. Der König legt Bedingungen und Modalitäten für diese Zerstörung fest.]

[Art. 14 eingefügt durch Art. 11 des G. vom 25. März 2003 (B.S. vom 28. März 2003)]


[Art. 15 - Innerhalb des Ausschusses für den Schutz des Privatlebens wird ein sektorieller Ausschuss des Nationalregisters, der mit der Ausstellung der in den Artikeln 5 und 8 erwähnten Ermächtigungen beauftragt ist, eingesetzt.


Dieser sektorielle Ausschuss besteht aus drei Mitgliedern des Ausschusses, unter denen der Präsident oder ein anderes vom Ausschuss in dieser Eigenschaft bestimmtes Mitglied, der/das den Vorsitz des Ausschusses führt, und aus drei externen Mitgliedern, die gemäß den vom König durch einen im Ministerrat beratenen Erlass bestimmten Bedingungen und Modalitäten von der Abgeordnetenkammer bestimmt werden. Bei Stimmengleichheit ist die Stimme des Präsidenten ausschlaggebend.


Die Modalitäten für die Arbeitsweise dieses sektoriellen Ausschusses werden unbeschadet des vorliegenden Gesetzes durch oder aufgrund des Gesetzes bestimmt. Sie bekräftigen das Recht des Präsidenten des sektoriellen Ausschusses, eine dem sektoriellen Ausschuss vorgelegte Akte vor den Ausschuss für den Schutz des Privatlebens zu bringen, wobei der Beschluss des sektoriellen Ausschusses gegebenenfalls revidiert werden kann.]

[Art. 15 eingefügt durch Art. 12 des G. vom 25. März 2003 (B.S. vom 28. März 2003)]

[Art. 16 - Der in Artikel 15 erwähnte sektorielle Ausschuss des Nationalregisters ist mit folgenden Aufgaben beauftragt:


1. Ermächtigungen, gemäß Artikel 5 Zugriff auf die Informationen des Nationalregisters oder Mitteilung dieser Informationen zu erhalten, und Ermächtigungen, gemäß Artikel 8 die Erkennungsnummer des Nationalregisters zu benutzen, erteilen,


2. auf die Einhaltung des vorliegenden Gesetzes und des Gesetzes vom 19. Juli 1991 über [die Bevölkerungsregister, die Personalausweise, die Ausländerkarten und die Aufenthaltsdokumente] achten,


3. Empfehlungen, die er im Hinblick auf Anwendung und Einhaltung des vorliegenden Gesetzes und seiner Ausführungsmaßnahmen für nützlich hält, formulieren,


4. zur Lösung von prinzipiellen Problemen oder von Streitfällen in Bezug auf die Anwendung des vorliegenden Gesetzes und seiner Ausführungsmaßnahmen beitragen,


5. eine Stellungnahme über die Bestimmung des Beraters für Informationssicherheit und Schutz des Privatlebens für das Nationalregister und für das in Artikel 6bis des Gesetzes vom 19. Juli 1991 über [die Bevölkerungsregister, die Personalausweise, die Ausländerkarten und die Aufenthaltsdokumente] erwähnte Personalausweis​register abgeben,


6. auf die Einhaltung aller Gesetzes‑ und Verordnungsbestimmungen in Bezug auf Identitätsdokumente achten,


7. das gesamte Verfahren der Herstellung und Ausstellung der elektronischen [Ausweise beziehungsweise Karten] und der qualifizierten elektronischen Identitäts- und Signatur​zertifikate kontrollieren,


8. über eine streng abgesicherte Webseite verfügen, auf der Interessehabende die aktiven Root-Zertifikate der Behörde und die Konformität ihres eigenen qualifizierten Zertifikats und des qualifizierten Zertifikats des akkreditierten Zertifizierungsdiensteanbieters und [des Ausweis- beziehungsweise Kartenherstellers], -personalisators und -initialisators, wie erwähnt im Gesetz vom 19. Juli 1991 über [die Bevölkerungsregister, die Personalausweise, die Ausländerkarten und die Aufenthaltsdokumente], kontrollieren können,


9. dem Minister des Innern Vorschläge vorlegen, die er für die Datensicherheit und den Schutz des Privatlebens für nützlich hält,


10. dem Minister des Innern Stellungnahmen über die eventuelle Herstellung von Sicherheitsdokumenten zu anderen Zwecken abgeben,


11. dem Minister des Innern Stellungnahmen über die Ermächtigung zur automatisierten Kontrolle [des Ausweises beziehungsweise der Karte] durch elektronische oder andere Leseverfahren abgeben,


12. wenn die in Artikel 5 erwähnten belgischen öffentlichen Behörden oder öffentlichen oder privaten Einrichtungen belgischen Rechts, die eine Aufgabe allgemeinen Interesses erfüllen, bei den Gemeinden aufgrund eines Gesetzes, eines Dekrets oder einer Ordonnanz andere Informationen als die in Artikel 3 erwähnten Informationen beantragen können, die Gemeinden verpflichten, diese Daten über das Nationalregister mitzuteilen; die so mitgeteilten Daten werden nicht beim Nationalregister aufbewahrt,


13. jährlich am ersten Tag der ordentlichen Sitzungsperiode den Föderalen Gesetzgebenden Kammern Bericht über die Ausführung dieser Aufgaben während des abgelaufenen Jahres erstatten; dieser Bericht wird gedruckt und dem Minister des Innern und den Föderalen Gesetzgebenden Kammern übermittelt; er kann von allen Interessehabenden eingesehen oder erworben werden,

[14. Ermächtigungen erteilen, gemäß Artikel 5 Zugriff auf die Informationen des Warteregisters, das in Artikel 1 § 1 Absatz 1 Nr. 2 des Gesetzes vom 19. Juli 1991 über die Bevölkerungsregister, die Personalausweise, die Ausländerkarten und die Aufenthalts​dokumente und zur Abänderung des Gesetzes vom 8. August 1983 zur Organisation eines Nationalregisters der natürlichen Personen erwähnt ist, zu nehmen,


15. Ermächtigungen erteilen, gemäß Artikel 6bis § 3 des Gesetzes vom 19. Juli 1991 über die Bevölkerungsregister, die Personalausweise, die Ausländerkarten und die Aufenthaltsdokumente und zur Abänderung des Gesetzes vom 8. August 1983 zur Organisation eines Nationalregisters der natürlichen Personen Zugriff auf die in Artikel 6bis § 1 desselben Gesetzes erwähnten Informationen des Registers der Personalausweise zu nehmen.]

In den [in den Nummern 1, 12, 14 und 15] erwähnten Fällen richtet der sektorielle Ausschuss binnen dreißig Tagen nach seinem Beschluss eine Kopie davon an den Minister des Innern und den Minister der Justiz. Der König bestimmt nach Stellungnahme des sektoriellen Ausschusses durch einen im Ministerrat beratenen Erlass die Fälle, für die keine Ermächtigung erforderlich ist.]

[Art. 16 eingefügt durch Art. 13 des G. vom 25. März 2003 (B.S. vom 28. März 2003); Abs. 1 Nr. 2 abgeändert durch Art. 6 Nr. 1 des G. vom 15. Mai 2007 (B.S. vom 8. Juni 2007); Abs. 1 Nr. 5 abgeändert durch Art. 6 Nr. 1 des G. vom 15. Mai 2007 (B.S. vom 8. Juni 2007); Abs. 1 Nr. 7 abgeändert durch Art. 6 Nr. 2 des G. vom 15. Mai 2007 (B.S. vom 8. Juni 2007); Abs. 1 Nr. 8 abgeändert durch Art. 6 Nr. 1 und 3 des G. vom 15. Mai 2007 (B.S. vom 8. Juni 2007); Abs. 1 Nr. 11 abgeändert durch Art. 6 Nr. 4 des G. vom 15. Mai 2007 (B.S. vom 8. Juni 2007); Abs. 1 Nr. 14 und 15 eingefügt durch Art. 6 Nr. 5 des G. vom 15. Mai 2007 (B.S. vom 8. Juni 2007); Abs. 2 abgeändert durch Art. 6 Nr. 6 des G. vom 15. Mai 2007 (B.S. vom 8. Juni 2007)]
